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07GAI15016
Gemeinde Gaiberg
Bebauungsplan ,,Oberer Kittel/Wistes Stlick” - Zweites Erganzendes Verfahren gem. § 214 Abs. 4 BauGB

1 Planungsrechtliche Festsetzungen

11 Art der baulichen Nutzung

1.1.1  Allgemeines Wohngebiet (WA 1, WA 2)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 4 BauNVO)

Zulassig sind:
=  Wohngebaude.
Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden:

=  Die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden und Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht stérenden Handwerksbetriebe.
=  Anlagen flr soziale Zwecke.

Unzuldssig sind:

=  Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

=  Sonstige Gewerbebetriebe.

= Anlagen fir kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
=  Anlagen fiir Verwaltungen.

=  Gartenbaubetriebe.

=  Tankstellen.

1.2 MahR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGBi. V. m. §§16 - 21 a BauNVO)

1.2.1 Grundflachenzahl (GRZ)

Die Grundflichenzahl betrigt 0,4. Eine Uberschreitung gemaR § 19 Abs. 4 BauGB ist zulassig.

1.2.2  Zahl der Vollgeschosse

Es sind Gebdude mit maximal zwei Vollgeschossen zulassig.
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1.2.3 Wandhohe, Firsthohe

Bezugspunkt flir die Wand- und Firsthohe ist die StraRenhohe im Plangebiet, Gber die das Grund-
stlick erschlossen ist, in Gebdaudemitte. Grenzt ein Grundstlick an mehrere ErschlieBungsstralRen
(z. B. Eckgrundstiicke), so ist der Mittelwert der Hohen der angrenzenden StralRen in Gebdudemitte
malgebend.

Die maximale Wandhohe, bemessen von der Hohe des Bezugspunktes bis zum Schnittpunkt der
AulRenwand (AuBenkante) mit der Dachflache, betrdagt 6,50 m. Die maximal zuldssige Wandhohe
muss auf mindestens 2/3 der Geb3udeldnge eingehalten werden.

Die maximale Firsth6he, bemessen von der Hohe des Bezugspunktes bis zum hoéchsten Punkt der
Dachhaut, betragt 11,0 m.

1.2.4 Erdgeschossfubodenhéhe

Die ErdgeschossfuBbodenhéhe (RohfuBboden) darf maximal 1,0 m lGber der Bezugshohe gemaR
Ziffer 1.2.3 liegen.

13 Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 14 Abs. 1 BauNVO)

Nebenanlagen gemaR § 14 BauNVO sind - soweit als Gebdude vorgesehen - bis zu einer Kubatur
von 40 m3 auch auRerhalb der (iberbaubaren Grundstiicksflichen zuldssig, nicht jedoch im Bereich
zwischen Strallenbegrenzungslinie und vorderer Baugrenze.

Die der Versorgung des Plangebietes mit Elektrizitat, Gas, Warme, Wasser sowie zur Ableitung von
Abwasser und zur Entsorgung von Hausmiill dienenden Nebenanlagen kénnen ausnahmsweise zu-
gelassen werden, auch wenn im Bebauungsplan hierfiir keine gesonderten Flachen festgesetzt sind.

1.4 Bauweise
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO)

Festgesetzt ist in WA 2 eine offene, in WA 1 eine besondere Bauweise. In der besonderen Bauweise
sind ausschlielRlich Einzelhduser bis max. 15 m Gebadudeldnge sowie Doppelhduser bis max. 18 m
Gebdaudeldange zulassig.

1.5 Stellung der baulichen Anlagen
(8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes festgesetzte Hauptfirstrichtung bzw. Hauptgebau-
derichtung ist zu beachten. Abweichungen von bis zu 5 Grad sind zul3ssig.
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1.6 Garagen, Stellpldtze und iiberdachte Stellpldtze (Carports)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

Von offentlichen Verkehrsflachen ist mit senkrecht zur StraRe aufgestellten Garagen und Carports
(gemessen von der Carportstiitze) ein Mindestabstand von 3,0 m einzuhalten. Bei parallel zur maR-
gebenden ErschlieBungsstraBe aufgestellten Garagen und Carports ist ein Abstand (gemessen von
der Garagenaufenwand) von 1,0 m einzuhalten. Der Abstandsstreifen ist zu begriinen.

1.7 Zahl der Wohnungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Im Bereich von WA 1 sind maximal zwei Wohnungen je Einzelhaus oder Doppelhaushalfte zuldssig.

In WA 2 sind maximal finf Wohnungen je Gebaude zulassig.

1.8 Von Bebauung freizuhaltende Flachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Entlang der K4161 besteht gemal Strallengesetz Baden-Wiirttemberg eine Anbauverbotszone von
15 m, gemessen ab StraBenrand. In dieser sind bauliche Anlagen unzulassig. Mit dem Larmschutz-
wall ist ein Mindestabstand von 7,5 m zum Strallenrand einzuhalten.

1.9 Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Die Aufteilung der im zeichnerischen Teil dargestellten Mischverkehrsflachen ist unverbindlich.
1.10 Zufahrten
(8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Je Grundstiick ist eine Gesamtzufahrtsbreite von maximal 6,0 m zuldssig. Diese beinhaltet Zufahrten

zu Garagen, Carports oder Stellplatzen.

1.11 Flachen oder MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.11.1 Gehodlzrodung

Die Fallung von Gehdlzen ist nur auRerhalb der Brutperiode im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum
28. Februar zulassig. Ist eine Rodung aullerhalb dieses Zeitraumes erforderlich, so ist der Nachweis
zu erbringen, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestdande nicht ausgelost werden.

1.11.2 Beleuchtung

Die Beleuchtung von Strallenrdaumen hat durch Leuchtmittel mit geringer Lockwirkung auf Insekten
oder Flederméuse zu erfolgen (Natrium-Hochdrucklampen, LED).
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1.11.3 Nistkasten

Fiir Brutvogel und Flederméause sind im Vorfeld der Inanspruchnahme des Gebietes folgende Nist-
kasten in raumlicher Nahe zum Plangebiet durch die Gemeinde anzubringen:

= 6 x Schwegler Fledermaus-Universalhohle (z.B. Schwegler 1 FFH)

= 5 x Nisthohle Fluglochweite 27 mm (z. B. Schwegler Typ 2 GR Dreiloch)

= 5 x Nisthohle Fluglochweite 32 mm (z. B. Schwegler Typ 2 GR oval)

= 4 x Nisthohle Fluglochweite 45 mm (z. B. Schwegler Typ 35V)

= 2 x Nischenbriiterkasten (z. B. Schwegler 1 N)

= 2 Halbhohle (z. B. Schwegler 2 HW)

= 8 x Rauchschwalbennest (z. B. Schwegler Nr. 10 oder 10B) im Inneren von Geb&duden im Ab-
stand von 1 m zueinander mit einem Abstand von mindestens 6 cm zur Gebdudeecke anzu-
bringen.

Die MaRnahme ist mit der Unteren Naturschutzbehérde abzustimmen und vertraglich zu sichern.
Ziffer 3.4 der Hinweise ist zu beachten.

1.11.4 M 1: Griinfldche

Die im Plan festgesetzte Flache ist mit einer krduterreichen Wiesenmischung anzusden und als ex-
tensives Griinland zu unterhalten. Eine Mahd ist maximal zweimal im Jahr, bei starkem Graswuchs
maximal dreimal zuldssig. Weiterhin sind auf der Flache standortgerechte Baume und Straucher
anzupflanzen. Eine Diingung der Flache ist unzuldssig.

Innerhalb der MaRnahmenflache ist auRerdem die Anlage eines Kinderspielplatzes zulassig.

1.11.5 M 2: Larmschutzwall

Die strallenzugewandte Seite des Walles ist mit einer krauterreichen, standortgerechten Saatgut-
mischung (Magerwiese) anzusden. Die straBenabgewandte Seite ist (iberwiegend mit gebietshei-
mischen Laubstrdauchern und Baumen zu bepflanzen.

1.12 Flachen fiir bauliche und sonstige Vorkehrungen zum Schutz vor schddlichen
Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

1.12.1 Aktive SchallschutzmaRnahmen

Auf der im Plan eingetragenen Flache ist entlang der K 4161 (Gaiberger Weg) ein Larmschutzwall
mit einer Hohe von 3,0 m anzulegen. Alternativ kann eine Larmschutzwand oder eine Kombination
von Larmschutzwall und -wand vorgesehen werden.

1.12.2 Passive SchallschutzmaRhahmen

Die AuRenbauteile der Gebdude im Plangebiet sind bei Wohn-, Schlaf- und sonstigen Aufenthalts-
raumen zum Schutz gegen Verkehrslarm entsprechend der Nummer 7.1 in DIN 4109 vom Januar
2018 herzustellen. Die Fassaden innerhalb des Plangebietes liegen im Larmpegelbereich II, 1ll und
IV nach Tabelle 7 der DIN 4109-1 vom Januar 2018.
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Die unter Nummer 7.1 der DIN 4109 vom Januar 2018 formulierten Anforderungen an das resultie-
rende Schallddammmal der AuRenbauteile sind in der abgebildeten Tabelle zusammengefasst.

Der maRgebliche AuBenlarmpegel ist der Anlage 8.1 fiir den Tagzeitraum und Anlage 8.2 fir den
Nachtzeitraum des schalltechnischen Untersuchungsberichtes des Ingenieurbiiros fiir Bauphysik
vom 07.05.2018 zu entnehmen. Der Untersuchungsbericht ist dem Bebauungsplan als Anlage bei-
geflgt.

Fiir Aufenthaltsraume, die nicht zum Schlafen genutzt werden, wird dem Nachweis nach abgebil-
deter Tabelle die Anlage 5.1 des Untersuchungsberichtes fir den Tagzeitraum in vier Meter Gber
Geldande bzw. acht Meter Uber Geldnde zu Grunde gelegt (Anlagen 1 und 2 zum Textteil). Fir
Rdaume, die zum Schlafen genutzt werden, ist hier ebenfalls die Anlage 5.1 zur Bestimmung des

malgeblichen AuBenlarmpegels heranzuziehen.

Der Nachweis des geforderten Schallddammmales R'w, ges der AuRRenbauteile wird nach Nummer
4.4 der DIN 4109-2 vom Januar 2018 raumweise gefiihrt.

Larmpegelbe-
reich

»Malgeblicher
AulRenlarmpegel”

Raumarten

Bettenraume in
Krankenstationen
und Sanatorien

Aufenthalts-
raume in Woh-
nungen, Uber-

nachtungsrdaume
in Beherber-
gungsstatten,

Unterrichts-

rdume u. a.

Birordume® und
ahnliches

Lain dB

R’w,ges des AuRenbauteils in dB
R,w,ges = La-Kraumart in dB

Kraumart = 25 dB

Kraumart = 30 dB

Kraumart = 35 dB

56 bis 60

35

30

30

61 bis 65

36 bis 40

31 bis 35

30

66 bis 70

41 bis 45

36 bis 40

31 bis 35

1) An AuBRenbauteilen von Rdumen, bei denen der eindringende AuRenlarm aufgrund der in den Rdumen ausgeiibten
Tatigkeit nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt.
2) Die Anforderungen sind hier aufgrund der ortlichen Gegebenheiten festzulegen.
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1.13 Pflanzgebote
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

1.13.1 Flachenhafte Pflanzgebote

Pflanzgebot 1

Auf der mit einem flachenhaften Pflanzgebot gekennzeichneten Flache ist eine mindestens dreirei-
hige Hecke aus standortgerechten, gebietsheimischen Gehélzen gemal Pflanzenliste anzulegen
und dauerhaft zu unterhalten. Je 1,5 m? Pflanzflache ist mindestens ein Strauch vorzusehen. Alle
15 m ist ein standortgerechter Laubbaum gemaf Pflanzenliste in die Hecke zu integrieren.

Ggf. erforderliche Abstandsflachen zu landwirtschaftlich genutzten Flachen sind zu beachten.

Pflanzgebot 2
Auf der mit einem flachenhaften Pflanzgebot gekennzeichneten Flache ist eine Bepflanzung mit
standortgerechten Gehdlzen vorzunehmen und dauerhaft zu unterhalten.

1.13.2 Einzelpflanzgebote

Je abgeschlossener 300 m? Grundstiicksfliche sind mindestens zwei standortgerechte Laub- oder
Obstbdaume gemald Pflanzenliste anzupflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Die Standorte kdnnen
auf dem Grundstiick frei gewahlt werden.

Entlang der ErschlieBungsstraflen sind gemadR Planeintrag mittel- bis groRkronige Laub-Hoch-
stamme anzupflanzen. Von den Standorten kann im begriindeten Einzelfall abgewichen werden.
Die Baume sind gemal Pflanzliste auszuwahlen und dauerhaft zu unterhalten. Baumscheiben diir-
fen eine MindestgréRe von 4 m? nicht unterschreiten und sind ebenfalls zu bepflanzen.

1.14 Pflanzbindung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Die entlang der KreisstraRe befindlichen Feldgehdlze sind zu erhalten und weiterzuentwickeln. Eine
Rodung oder ein GbermaRiger Riickschnitt sind unzuldssig. Bei Abgang sind die Gehdlze gleichwertig
zu ersetzen.
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standortgerechten Gehölzen vorzunehmen und dauerhaft zu unterhalten.




2 Ortliche Bauvorschriften

2.1 AuRere Gestaltung baulicher Anlagen
(8 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

2.1.1 Fassadengestaltung

Die Verwendung von grell leuchtenden oder reflektierenden Farben bzw. Materialien ist unzuldssig.
AulRenwande sind zu verputzen oder zu verschalen. Wandverkleidungen aus Metall, Glas, Kunst-
stoff oder Keramik sind unzulassig.

2.1.2 Dacher

Als Dachform sind gleichseitig geneigte Sattel- und Walmdacher mit einer Dachneigung von 28 bis
40 Grad zulassig.

Die Dachdeckung hat mit nicht reflektierenden Dachziegeln oder -steinen in den Farbtdnen rot,
braun oder grau zu erfolgen. In untergeordnetem MaR (max. 25 % der Dachflache) sind auch Me-
tallbleche oder Glas zuldssig. Unbeschichtete Metalldeckungen aus Zink, Kupfer oder Blei sind un-
zuldssig. Flachdacher sind - soweit nicht als Terrasse genutzt - mindestens extensiv zu begriinen.

Dachbegriinungen und Solaranlagen auf oder innerhalb der Dachhaut sind allgemein zulassig.

Dacher von untergeordneten Bauteilen, Garagen oder Nebenanlagen diirfen auch mit Flachdach
errichtet werden. Sofern nicht als Dachterrasse genutzt sind Flachdacher mindestens extensiv zu
begriinen.

Doppelhauser sind mit Satteldach und einer Dachneigung von 35 Grad zu errichten. Hiervon kann
abgewichen werden, wenn gewahrleistet ist, dass Doppelhduser in Dachform, Dachneigung und
Firstrichtung Ubereinstimmen.

2.1.3 Dachaufbauten, Dacheinschnitte, Zwerchbauten
Dachgauben sind unter folgenden Voraussetzungen zuladssig:

=  Mindestdachneigung 30 Grad

=  Ausbildung als Satteldach- oder Schleppgaube

= Einzelne Dachgauben bis 1/3, Summe aller Dachgauben nicht mehr als 1/2 der Geb3udelange.
=  Mindestabstand vom Ortgang 2,0 m

=  Mindestabstand zum First 1,0 m

=  Mindestens zwei durchgehende Ziegelreihen zwischen Traufe und Unterkante Dachgaube
Dacherker, Zwerchhauser und Nebengiebel sind unter folgenden Voraussetzungen zuldssig:

. Breite nicht mehr als 1/2 der Gebiudeldnge
=  Eindeckung in Art und Farbe des Hauptdaches

Insgesamt muss die Dachfldche auf mind. 1/3 der Geb&udeldnge von Dachaufbauten, Zwerchbau-
ten, Nebengiebel 0.4. freigehalten werden.
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2.2 Einfriedungen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Einfriedungen zu 6ffentlichen Verkehrsflachen sind unter folgenden Vorgaben zuldssig:

= Zaune aus Metall oder Drahtgeflecht mit Heckenhinterpflanzung bis 1,20 m Héhe
=  Holzzdune mit senkrechter Lattung bis 1,20 m Héhe
=  Freiwachsende oder geschnittene Hecken bis 1,50 m Héhe

Das Lichtraumprofil von Strallen und Gehwegen ist von Bewuchs freizuhalten.

Bei Einfriedungen zwischen den Grundstiicken ist das Nachbarrecht Baden-Wiirttemberg zu beach-
ten.

Bei der Anlage von Einfriedungen wird eine Passierbarkeit fur Kleintiere (ca. 10 cm Bodenabstand)
empfohlen.

2.3 Gestaltung der unbebauten Flachen
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Unbebaute Grundsticksflachen, sofern nicht fur Stellplatze, Zufahrten oder Terrassen o. &. genutzt,
sind gdrtnerisch anzulegen und iberwiegend mit gebietsheimischen Baumen, Hecken und Strau-
chern zu bepflanzen. Die Anlage von Kies-/Schottergarten ist unzuldssig.

Offene Stellplatze sowie Zufahrten zu Garagen und Stellplatzen sind mit wasserdurchldssigen Bela-
gen auszufiihren.

24 Zahl der Stellpldtze
(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)

Je Wohnung iber 50 m? Wohnflache sind zwei Stellplatze auf dem jeweiligen Grundstiick nachzu-
weisen. Fir Wohnungen bis 50 m? ist ein Stellplatz nachzuweisen.

Hinweis: Es ist Ubliche Praxis der Genehmigungsbehdérden, dass zwei zu einer Wohnung gehorige
Stellplatze hintereinander angeordnet werden kdnnen (,Gefangene Stellplatze”).

2.5 Aufschiittungen und Abgrabungen, Stiitzmauern
(8 74 Abs. 3 Nr. 1 LBO)

Aufschittungen und Abgrabungen zur Veranderung des Gelandeverlaufs auf den Baugrundstiicken
sind bis zu einer H6he von 1,5 m zuldssig. Niveauunterschiede sind durch bepflanzte Boschungen
oder Stitzwande aus Naturstein auszugleichen.
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2.6 Anlagen zur Riickhaltung von Niederschlagswasser
(8 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO)

Das auf den Dachflachen der Baugrundstiicke anfallende Regenwasser ist durch bauliche oder tech-
nische MaRnahmen auf dem jeweiligen Grundstiick riickzuhalten. Je Baugrundstiick ist eine Re-
tentionszisterne mit einem zusatzlich nicht privat nutzbaren Riickhaltevolumen von mindestens
2,0 m? je 100 m? versiegelter Fliche (Dachfliche, Hoffliche) vorzusehen. Ein Uberlauf in das 6ffent-
liche Entwasserungssystem ist herzustellen. Der Drosselabfluss des Riickhaltesystems in das 6ffent-
liche Kanalnetz darf maximal 0,5 /s betragen.
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Anlage 1: Schallpegelbeurteilungskarte tags, 4 m Gelandehohe (EG)
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Anlage 2: Schallpegelbeurteilungskarte tags, 8 m Gelandehéhe (OG/DG)

Normal.dotm / 07gai15016_tx_210914.docx Seite 11 von 16



Anlage 2: Pflanzenliste

Straucher
MindestgrélRe 60 bis 100 cm, 2 x verpflanzt

Hasel

Eingriffliger Weilldorn
Zweigriffliger WeiRdorn
Hartriegel

WeilRer Hartriegel
Kornelkirsche
Forsythia

Liguster

Schlehe

Kreuzdorn
Kriechende Rose
Hundsrose

Bibernell- Rose
Buschel-Rose
Essigrose
Schneebeere
Gartenweigelie

Baume

Corylus avellana
Crataegus monogyna
Crataegus laevigata
Cornus sanguinea
Cornus alba
Cornusmas

Forsythia intermedia
Ligustrum vulgare
Prunus spinosa
Rhamnus cartharticus
Rosa arvensis

Rosa canina

Rosa pimpinellifolia
Rosa multiflora

Rosa gallica
Symphonricarpus spec.
Weigela japonica

Hochstdmme mit Stammdurchmesser 12 bis 14 cm, 3 x verpflanzt

Spitzahorn
Bergahorn
Feldahorn
Rotbliihende Kastanie
Hainbuche
Wildkirsche
Stadtbirne
Mehlbeere
Eberesche
Winterlinde
Schwarzerle
Griinerle
Mispel
Walnuss

Acer platanoides
Acer pseudoplatanus
Acer campestre
Aesculus carnea
Carpinus betulus
Prunus avium

Pyrus calleryana ,,Chanticleer”
Sorbus aria

Sorbus aucuparia
Tilia cordata

Alnus glutinosa
Alnus incana
Mespilus germanica
Juglans regia

Hochstamm-Obstbaume (es sollten alte, ortstypische Sorten bevorzugt werden)
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3 Hinweise

3.1 Abgrenzung von Stralenflichen

Zur Umsetzung der ErschlieBungsstrale ist eine Angleichung des bestehenden Geldndes erforder-
lich. Da diese zwangslaufig auf privatem Grund erfolgen miissen, sind diese von den jeweiligen
Grundstickseigentimern entschadigungslos zu dulden. Gleiches gilt fur die Unterkonstruktion der
straBeneinfassenden Randsteine, welche ebenfalls geringfligig in privaten Grund eingreifen kon-
nen.

Eine angemessene Beleuchtung von Verkehrsflachen dient der Verkehrssicherheit. Die hierfir er-
forderlichen Masten werden bis ca. 0,5 m hinter der Grenze des StraBenkdrpers und damit auf pri-
vatem Grund aufgestellt. Auch dies ist durch die jeweiligen Grundstlickseigentliimer zu dulden.

3.2 Altlasten und Altablagerungen

Sofern Altlasten oder Verunreinigungen des Bodens, des Oberflaichenwassers oder des Grundwas-
sers mit umweltgefahrdenden Stoffen im Zuge der Ausfiihrung von Bauvorhaben bekannt werden,
ist das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis als Wasser-, Abfallrecht- und Bodenschutzbehérde zu infor-

mieren.

3.3 Archaologische Denkmalpflege

Sollten bei der Durchflihrung der vorgesehenen Arbeiten archdologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, sind diese umgehend einer Denkmalschutzbehorde oder der Gemeinde zu melden.
Die Fundstelle ist vier Werktage nach der Anzeige unberiihrt zu lassen, sofern die Denkmalschutz-
behoérde einer Verkiirzung dieser Frist nicht zustimmt (§ 20 DSchG).

3.4 Artenschutzrechtliche MaRnahmen

Die Stadmme der im artenschutzrechtlichen Gutachten benannten Baume sind nach Rodung auf-
recht in Wuchsrichtung aulRerhalb des Plangebietes zu lagern. Die Mallnahme ist gemaR § 1a Abs.
3 BauGB mit der Unteren Naturschutzbehoérde abzustimmen und vertraglich abzusichern.

Die unter Ziffer 1.11.3 festgesetzten Nistkdsten (CEF-MaRBnahme) sind beziiglich Anbringungsort, -
zeitpunkt und Monitoring mit der Unteren Naturschutzbehorde abzustimmen. Die MaBnahme ist
gemal § 1a Abs. 3 BauGB vertraglich abzusichern.

Zur Schaffung neuer Heckenstrukturen wird die Gemeinde nach Satzungsbeschluss auf geeigneten,
zur Verfligung stehenden Grundstiicken in raumlicher Nahe zum Plangebiet zusatzliche Feldhecken-
strukturen schaffen. Die MalBnahme ist vor Beseitigung der im Plangebiet bestehenden Feldhecken
umzusetzen. Sie ist gemaR § 1a Abs. 3 BauGB mit der Unteren Naturschutzbehorde abzustimmen
und vertraglich abzusichern.

3.5 Baugrund

Es wird empfohlen, die Gewahrleistung der Standsicherheit auf den Baugrundstticken durch indivi-
duelle Bodengutachten klaren zu lassen. Auf die Vorgaben der DIN 4020 bzw. der DIN EN 1997-2
wird hierbei verwiesen.
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3.6 Bodenschutz

Erdaushub

Falls bei der Durchfiihrung von Bodenarbeiten geruchliche und/ oder sichtbare Auffilligkeiten be-
merkt werden, die auf Bodenverunreinigungen hinweisen, ist das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis
unverziglich zu verstandigen.

Die Vermeidung oder die Verwertung von Erdaushub ist der Deponierung vorzuziehen. Moglichkei-
ten zur Vermeidung bzw. Verwertung von Erdaushub vor Ort sind bereits bei der Festlegung der
Hoéhen (Griindungstiefen, StraBen, Wege usw.) zu beachten. Sollte die Vermeidung/ Verwertung
von Erdaushub vor Ort nicht oder nur zum Teil moglich sein, sind vor einer Deponierung andere
Verwendungsmaoglichkeiten (z.B. Erdaushubbdrsen der Gebietskorperschaften, Recyclinganlagen)

zu prifen.

Auffillungen

Bei den im Rahmen der einzelnen BaumalRnahmen ggf. durchzufiihrenden Befestigungs-, Niveau-
ausgleichs-, Verfill- oder AuffillmaBnahmen darf grundsatzlich nur unbelasteter kulturfahiger Bo-
den zur Verwendung kommen.

Sofern andere Materialien zum Einbau vorgesehen sind (z. B. Bauschutt oder Recyclingmaterial), ist
dieser Sachverhalt zwingend mit dem Umweltamt des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis (Boden-,
Wasser- und Abfallrecht) abzustimmen. Das Abstimmungsergebnis ist bei den einzelnen baurecht-
lichen Zulassungsverfahren (Kenntnisgabe- sowie Genehmigungsverfahren) in den Unterlagen zum
Kenntnisgabe- bzw. Genehmigungsverfahren mit darzustellen bzw. diesen beizufiigen.

Der Einbau anderer Materialien als unbelasteter kulturfahiger Boden ohne Abstimmung mit dem
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis ist nicht zulassig.

Folgende technische Hinweise sind zu beachten:

= Mitteilung des Umweltministeriums Baden-Wirttemberg ,Vorldufige Hinweise zum Einsatz
von Baustoffrecyclingmaterial“ vom 13.04.2004,

= Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Wirttemberg fiir die Verwertung von
Abfall eingestuftem Bodenmaterial, 14.03.2007 Az. 25-8980.08M20 Land/3

Bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht (z.B. gartnerische Nutzung) sind die Vor-
sorgewerte der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung bzw. die Zuordnungswerte 0 (Z 0)
der vorgenannten Verwaltungsvorschrift fiir Bodenmaterial einzuhalten.

3.7 Erdwarme

Erdwarmesonden sind zuldssig. Bau und Betrieb benotigen jedoch eine wasserrechtliche Genehmi-
gung. Zum Schutz vor Georisiken bestehen im Plangebiet schichtbezogene Bohrtiefenbegrenzun-
gen. Auskiinfte erteilt das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt.
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3.8 Grundwasser

Wird im Zuge der BaumalRnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, so sind die Arbeiten,
welche zum Anschnitt gefiihrt haben, unverziiglich einzustellen sowie das Landratsamt Rhein-
Neckar-Kreis als untere Wasserbehorde zu informieren. MaRnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe
des Eingriffes in den Untergrund mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, ist beim
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis eine wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. Eine stéandige Grund-
wasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflachengewadsser ist unzulassig. Eine befristete
Wasserhaltung im Zuge einer BaumalRnahme bedarf der behérdlichen Zustimmung.

3.9 Immissionsschutz

Das Plangebiet befindet sich in Angrenzung zu teilweise landwirtschaftlichen Flachen. Weiterhin
besteht ca. 500 m siidlich ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Viehbestand. Mit temporaren Ge-
ruchsimmissionen ist daher zu rechnen.

3.10 Kriminalitatspravention
Fragen zur Kriminalitatspravention kdnnen an das Polizeiprdsidium Mannheim, Referat Pravention
gerichtet werden.

3.11 Starkregenereignisse

Mit Starkregenereignissen (extreme, kaum vorhersagbare und rdumlich begrenzte Niederschlage)
muss gerechnet werden. Zum Schutz vor Starkregenereignissen wird empfohlen, die Erdgeschoss-
fukbodenhdhe mindestens 0,30 m lber Oberkante Stralle zu setzen. Untergeschossen bzw. Keller
sollten wasserdicht ausgefiihrt, Offnungen tiberflutungssicher ausgefiihrt werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass Schaden durch Starkregenereignisse auch bei entsprechenden
Vorkehrungen nicht ausgeschlossen werden kénnen.
3.12 Waldflachen

Das Forstamt hat mitgeteilt, dass es im Rahmen der bauordnungsrechtlichen Genehmigungs- bzw.
Kenntnisgabeverfahren einer Unterschreitung des Waldabstands (30 m) nur bei Vorlage grund-
buchlich gesicherter Haftungsverzichtserklarungen zustimmen wird.

3.13 Vorschriften

Die den Festsetzungen des Bebauungsplanes zugrundeliegende Vorschriften (Gesetze, Verordnun-
gen, Erlassen, DIN-Vorschriften) konnen im Rathaus der Gemeinde Gaiberg wahrend der Uiblichen
Dienstzeiten eingesehen werden.
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Ausfertigungsvermerk Inkrafttreten

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieses Bebauungspla- Mit der 6ffentlichen Bekanntmachung vom ....................
nes in der Fassung vom ..........c.c...... mit seinen Festset- tritt dieser Bebauungsplan in der Fassung vom

zungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den .................... in Kraft.

hierzu ergangenen Beschllissen des Gemeinderates
Ubereinstimmt und dass die fiir die Rechtswirksamkeit
maflgebenden Vorschriften beachtet wurden.

Gaiberg, den ........ccuuu... Gaiberg, den ........ccueuu...

Petra Miiller-Vogel (Blirgermeisterin) Petra Miiller-Vogel (Blirgermeisterin)
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